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1. Ausgangslage

1.1. Teilrevision des Verwaltungsrechtspflegegesetzes

Der Regierungsrat hat mit Beschluss vom 25. April 2018 die Strategie Digitale Verwaltung 2018—2023 festgelegt und zu deren
Umsetzung ein Impulsprogramm genehmigt (RRB Nr. 390/2018). Ein Vorhaben des Impulsprogramms ist das Projekt IP 2.1
«Rechtliche Grundlagen fir elektronischen Geschaftsverkehr» (DigiLex). Mit Beschluss vom 4. Dezember 2019 (RRB Nr.
1151/2019) beauftragte der Regierungsrat die Staatskanzlei, unter Einbezug der Direktion der Justiz und des Innern das ent-
sprechende Rechtsetzungsprojekt durchzufiihren. Im Rahmen dieses Rechtsetzungsprojekts sollen die gesetzlichen Grundla-
gen fir einen rechtsverbindlichen, medienbruchfreien elektronischen Geschaftsverkehr im Kanton Zirich geschaffen werden.
Dem im Rahmen des Projekts erarbeiteten Normkonzept stimmte der Regierungsrat am 24. Februar 2021 zu (RRB Nr.
173/2021). Gleichzeitig beauftragte er die Staatskanzlei, ihm einen Entwurf zu einer Teilrevision des Verwaltungsrechtspflege-
gesetzes (VRG, LS 175.2) sowie einer neuen Verordnung zu unterbreiten. Am 14. Juli 2021 gab der Regierungsrat den Vorent-
wurf zur Vernehmlassung frei und ermachtigte die Staatskanzlei zu deren Durchfiihrung (RRB Nr. 822/2021). Der Kantonsrat
beschloss die Anderungen des VRG am 30. Oktober 2023 (ABI 2023-11-10). Das geénderte Gesetz tritt zusammen mit der neu
zu erlassenden Verordnung Uber elektronische Verfahrenshandlungen im Verwaltungsverfahren (VeVV) voraussichtlich per

1. Januar 2025 in Kraft.

Die geltenden Rechtsgrundlagen des VRG sehen noch vor, dass rechtsrelevante Eingaben und Anordnungen in Papierform
einzureichen und zu eréffnen sind. Einzig die Beschwerde an das Verwaltungsgericht kann bereits heute sowohl in Papierform
als auch elektronisch eingereicht werden. Mit der Revision des VRG und Inkrafttreten der neuen VeVV sollen schriftliche Ver-
fahrenshandlungen neu auch elektronisch erfolgen kdnnen (§ 4b rev. VRG). Elektronische Eingaben und Anordnungen (inkl.
Zustellungen) werden somit zu einer gleichwertigen Alternative zum schriftlichen Handeln.


https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ad099fc1-864b-499e-8c55-1e3b4b36c1bc
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1.2, Projekt Aurora

Die im Kanton Zirich fir das Personalmanagement- und Lohnadministrationssystem genutzte Losung «PULS (SAP-Stafa)» ist
seit 2011 im Einsatz. Sie weicht mittlerweile in zentralen Punkten vom SAP-Standard ab. In den vergangenen Jahren hat sich
zudem gezeigt, dass die Losung «PULS (SAP-Stafa)» nur kostenintensiv weiterentwickelt werden kann.

Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 (RRB Nr. 1170/2019) wurde die Finanzdirektion beauftragt, das bisherige Personalma-
nagement- und Lohnadministrationssystem durch ein neues SAP-Standardsystem zu ersetzen. Bei der Umsetzung des Pro-
jekts werden unter anderem die Vorgaben, Abhangigkeiten und Ergebnisse der Strategie Digitale Verwaltung (RRB Nr.
390/2018) sowie das im Rahmen der Personalstrategie 2019-2023 (RRB Nr. 907/2019) zu erarbeitende HR-Geschaftsmodell
fur den Kanton Zirich mitbericksichtigt.

Die neue Loésung folgt dem Ansatz des «Human Experience Management» (HXM), der durch rollenbasierte Self-Services neue
Aufgaben und Verantwortungen der Nutzerinnen und Nutzer in HR-Prozessen schafft. Die Losung unterstitzt die vereinheitlich-
ten und harmonisierten HR-Prozesse digital, minimiert Medienbriiche und schafft eine nutzerfreundliche Interaktionsoberflache.
Ziel ist es, den Angestellten damit eine zukunftsgerichtete und ausbaufahige HR-LOsung anzubieten. Die neue Lésung soll per
1. Januar 2025 etappenweise eingefiuhrt werden. Mit der neuen HR-L&sung sollen die HR-Prozesse optimiert werden, insbe-
sondere indem sie mdglichst digitalisiert werden.

2. Anpassungsbedarf beim kantonalen Personalrecht

21. Im Zusammenhang mit der Teilrevision des VRG

Um in Hinblick auf die neue Rechtslage Einheitlichkeit und Klarheit herzustellen, soll im kantonalen Personalrecht in Anglei-
chung an den Wortlaut des revidierten VRG der Begriff «schriftlich» nur dann verwendet werden, wenn damit die Ubermittlung
in Papierform oder elektronisch gemass § 4b Abs. 1 rev. VRG gemeint ist. Diese Falle betreffen Anordnungen oder Eingaben,
die unterschriftsbedurftig sind (formeller Geschaftsverkehr). Demgegentiber soll bei informellem Handeln (auch formloses oder
einfaches Verwaltungshandeln wie z.B. einfache Auskunftsanfrage per E-Mail) auf den Begriff «schriftlich» verzichtet werden.
Insgesamt werden damit verschiedene Verordnungsbestimmungen redaktionell bereinigt, ohne dass eine inhaltliche Anpas-
sung erfolgen wirde.
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Soweit Verfahrensvorschriften angepasst werden, finden diese — mangels bewusst abweichender Regelung — geméass Ge-
richtspraxis und im Sinne der angestrebten Vereinfachung ab dem Tag des Inkrafttretens auch auf hangige Verfahren Anwen-
dung.

2.2, Im Zusammenhang mit Projekt Aurora

Das kantonale Personalrecht soll die rechtliche Basis dafiir schaffen, die Digitalisierung der HR-Prozesse vorantreiben zu kén-
nen. Die Digitalisierung ist nur erfolgreich, wenn sie moglichst durchgangig erfolgt. In der Vollzugsverordnung zum Personalge-
setz (VVO, LS 177.111) soll deshalb der Grundsatz des «digitalen Primats» verankert werden: Arbeitgeber sowie Angestellte
sollen zuklnftig moglichst digital handeln und miteinander kommunizieren.

Fir den Zugriff auf die kiinftige HXM-Ldsung benétigen die Anwenderinnen und Anwender eine E-Mail-Adresse. Diese wird
grundsatzlich fur die Zustellung von Informationen aus den Systemen verwendet. Bei Personengruppen, die keine geschattli-
che E-Mail-Adresse haben, wird dabei die private E-Mail-Adresse verwendet. In welchen Fallen mangels geschaftlicher E-Mail-
Adresse eine private E-Mail-Adresse verwendet werden muss, ist gegenwartig noch Gegenstand der Abklarungen im Projekt
Aurora. Unbesehen davon wird die private E-Mail-Adresse mit Zustimmung der betroffenen Angestellten zudem schon heute
fir die Kommunikation mit dem Arbeitgeber verwendet. Dies betrifft v.a. die Zeit vor der Erstellung einer geschaftlichen E-Mail-
Adresse (z.B. im Rekrutierungsprozess) oder auch die Zeit nach dem Austritt. Aus diesem Grund soll die private E-Mail-Ad-
resse ausdrlcklich als Teil jener Personendaten genannt werden, die im Personalmanagement- und Lohnadministrationssys-
tem verwendet werden dirfen, soweit dies im konkreten Fall notwendig ist (vgl. § 28 VVO).

Schliesslich gilt es in diesem Zusammenhang festzuhalten, dass keine vertraulichen Informationen oder Anhange aus der
HXM-L&ésung an die erfassten E-Mail-Adressen der Angestellten versendet werden.
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3. Regulierungsfolgeabschatzung

Die vorliegenden Verordnungsanderungen haben keine Auswirkungen auf die Tatigkeit der Unternehmen. Es ist deshalb keine
Regulierungsfolgeabschatzung im Sinne des Gesetzes zur administrativen Entlastung der Unternehmen (LS 930.1) durchzu-
fuhren.

4. Zeitplan

Die Verordnungsanderungen sollen méglichst bald nach Inkraftsetzung des rev. VRG in Kraft treten.
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5. Zu den einzelnen Bestimmungen
Anderung der Personalverordnung
Bisherige Regelung Neue Regelung Erlauterungen

LS 177.11
Personalverordnung (PVO)

LS 177.11
Personalverordnung (PVO)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Personalverordnung vom 16. Dezem-
ber 1998 wird wie folgt geandert:

[Il. Rechte und Pflichten der Angestellten

C. Verwaltungs- und Gerichtsbehdrden im Ne-
benamt

1. Behorden mit Teil-Jahreslohnen

Baurekursgericht

Baurekursgericht

§ 31. Abs. 1 unverandert.

2 Das Verwaltungsgericht legt die Hohe der
besonderen Entschadigungen flir Referenten-
tatigkeit, Teilnahme an Augenscheinen,
schriftliche Fachberichte und fir weitere be-
sondere Leistungen sowie die jahrlichen Zula-
gen flr die Gerichtsprasidentin oder den Ge-
richtsprésidenten und die

2 Das Verwaltungsgericht legt die Hohe der
besonderen Entschadigungen flir Referenten-
tatigkeit, Teilnahme an Augenscheinen, Fach-
berichte und fiir weitere besondere Leistungen
sowie die jahrlichen Zulagen fiir die Gerichts-
prasidentin oder den Gerichtsprasidenten und
die Gerichtsvizeprasidentin oder den Gerichts-
vizeprasidenten fest.

Im Personalrecht soll nur noch dann von
«schriftlich» die Rede sein, wenn damit explizit
die Ubermittlung in Papierform oder elektro-
nisch gemass § 4b Abs. 1 und § 4f Abs. 1 rev.
VRG bzw. unterschriftsbediirftige Anordnun-
gen und Eingaben im Sinne des VRG gemeint
sind. Ist — wie auch hier — die Schriftform gar
nicht eigentlicher Regelungszweck der Norm
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

Gerichtsvizeprasidentin oder den Gerichtsvi-
zeprasidenten fest.

oder die Unterschrift nicht zwingend erforder-
lich (weil auch informellere Handlungsformen
denkbar sind), wird auf den Begriff «schrift-
lich» verzichtet.

E. Mitsprache

Personalausschiisse
a. Einsetzung, Allgemeines

Personalausschiisse
a. Einsetzung, Allgemeines

§ 46. ' In Amtern mit wenigstens 30 Angestell-
ten wird ein Personalausschuss eingesetzt,
sofern dies von mindestens einem Drittel des
Personals schriftlich verlangt wird. In Amtern
mit 200 oder mehr Mitarbeitenden kdnnen
mehrere Personalausschiisse zur Behandlung
von Fragen gebildet werden, die lediglich die
einzelnen Unterabteilungen betreffen.

§ 46. ' In Amtern mit wenigstens 30 Angestell-
ten wird ein Personalausschuss eingesetzt,
sofern dies von mindestens einem Drittel des
Personals verlangt wird. In Amtern mit 200
oder mehr Mitarbeitenden kdnnen mehrere
Personalausschisse zur Behandlung von Fra-
gen gebildet werden, die lediglich die einzel-
nen Unterabteilungen betreffen.

Auf das Erfordernis der Unterschrift kann ver-
zichtet werden, wenn die Identifikation auf an-
dere Weise genlgend gewahrleistet werden
kann.

Abs. 2 und 3 unverandert.

c. Wahl

c. Wahl

§ 48. Abs. 1 bis 3 unverandert.

4 Die Wahl erfolgt schriftlich und geheim. Die
Personalausschiisse konstituieren sich selbst.

4Die Wahl erfolgt geheim. Die Personalaus-
schisse konstituieren sich selbst.

Die fiir die Wahl massgebende Form kann von
der zustéandigen Direktion festgelegt werden
(vgl. § 50 PVO). Wesentlich ist dabei, dass die
korrekte und sichere Willenskundgabe mdglich
ist. Im Hinblick auf die technologische
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

Entwicklung soll dabei die Option einer elekt-
ronischen Stimmabgabe nicht ausgeschlossen
werden. Aus diesem Grund wird vom Erforder-
nis der schriftlichen Wahl abgesehen. Diese
Form bleibt aber weiterhin zulassig.
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

LS 177.111

Vollzugsverordnung zum Personalgesetz
(WO)

LS 177.111

Vollzugsverordnung zum Personalgesetz
(WO)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Vollzugsverordnung zum Personalgesetz
vom 19. Mai 1999 wird wie folgt geandert:

. Allgemeine Bestimmungen

Form des Verwaltungshandelns

§ 1a. Das Verwaltungshandeln zwischen Ar-
beitgeber und Angestellten erfolgt grundsatz-
lich digital

Die Bestimmung hélt programmatisch fest,
dass die Kommunikation bzw. Information zwi-
schen Angestellten und Arbeitgeber grund-
satzlich digital erfolgen soll. Da unter anderem
nicht mit allen Angestellten elektronisch kom-
muniziert werden kann (beispielsweise, weil
sie Uber keinen Geschéfts-PC und keine ge-
schéftliche E-Mail-Adresse verfligen), die
elektronische Form nicht immer sachgerecht
ist und diese den Angestellten nicht aufge-
zwungen werden soll, stellt das elektronische
Verwaltungshandeln einen Grundsatz und
nicht etwa eine durchsetzbare Verpflichtung
dar.
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

Das Verwaltungshandeln umfasst zum einen
die formellen Verfahrenshandlungen im Sinne
des VRG und zum andern das informelle Ver-
waltungshandeln (z.B. Informationsaustausch
uber E-Mail, Ausfiillen von Formularen ohne
qualifizierte Formerfordernis, Antrag an vorge-
setzte Person flir Ferienbezug, mindlicher
Austausch etc.). Begrifflich wird mit «digital»
an die Terminologie angeknlipft, wie sie auch
im Gesetz Uber die Information und den Da-
tenschutz verwendet wird (§ 5 IDG).

Die digitale Kommunikation und Information
sollen samtliche Handlungen und s&mtlichen
Austausch mit dem Arbeitgeber umfassen.
Der Begriff «Arbeitgeber» beinhaltet nebst den
Verwaltungseinheiten, die formelle Anstel-
lungsbehdérden im Sinne von § 12 VWO sind,
etwa auch HR-Verantwortliche oder Vorge-
setzte, denen diese formelle Funktion nicht zu-
kommt, die sich aber ebenfalls als Vertreter
des Arbeitgebers mit den Angestellten austau-
schen.
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

Die Finanzdirektion kann gestutzt auf § 148
WO bei Bedarf Weisungen erlassen bzw.
Rahmenbedingungen definieren.

[I. Arbeitsverhaltnis

C. Beendigung

Kiindigungsfrist, Freistellung

Kiindigungsfrist, Freistellung

§ 15. Abs. 1 und 2 unverandert.

3Die Freistellung ist schriftlich zu verfligen
oder zu vereinbaren.

3Die Freistellung ist zu verfiigen oder schrift-
lich zu vereinbaren.

Mit der Revision des VRG vom 23. Oktober
2023 wird klargestellt, dass Anordnungen bzw.
Verfiigungen schriftlich ergehen miissen, wes-
halb die Bestimmung redaktionell bereinigt
wird.

E. Datenschutz und Datenbearbeitung

Zentrales Personalmanagement- und Lohnad-
ministrationssystem

Zentrales Personalmanagement- und Lohnad-
ministrationssystem

§ 28. ' Das Personalmanagement- und Lohna-
dministrationssystem dient der Lohnverarbei-
tung, der einheitlichen Anwendung des Perso-
nalrechts, dem Personalcontrolling, der
Personalfiinrung, der Erstellung der Personal-
und Lohnstatistik und des Geschaftsberichts
sowie dem Verkehr mit den Sozialversicherun-
gen und der Vorsorgeeinrichtung.

§ 28. ' Das Personalmanagement- und Lohna-
dministrationssystem dient der Lohnverarbei-
tung, der einheitlichen Anwendung des Perso-
nalrechts, dem Personalcontrolling, der
Personalfiihrung, der Erstellung der Personal-
und Lohnstatistik und des Geschaftsberichts
sowie dem Verkehr mit den Angestellten,

Im Rahmen des Projekts «Aurora» wird der
Grundsatz des «Digitales Primats» gefordert.
Mit dem Ansatz des «Human Experience Ma-
nagement» (HXM), stehen den Angestellten
so beispielsweise rollenbasierte Self-Services
zur Verfugung, die direkt an das Personalma-
nagement- und Lohnadministrationssystem
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

Sozialversicherungen und der Vorsorgeein-
richtung.

angebunden sind. Das System dient damit
auch dem Verkehr mit den Angestellten.

2]m Personalmanagement- und Lohnadminist-
rationssystem dirfen inshesondere folgende
Personendaten bearbeitet werden:

a. Name, Adresse, Telefonnummer, Geburts-
datum und Zivilstand,

b. Staatsangehérigkeit, Burgerort und Nieder-
lassungsstatus auslandischer Staatsangehéri-
ger,

c. Geburtsdatum der Ehegattin, des Ehegat-
ten, der eingetragenen Partnerin oder des ein-
getragenen Partners,

d. die notwendigen Daten zum Verkehr mit

den Sozialversicherungstragern und zur Erhe-
bung der Quellensteuer,

e. Hinweis auf andere Arbeitsverhaltnisse,

f. fir den Bezug von Familienzulagen: Name,
Geburtsdatum und gesetzliche Vertreterin
oder gesetzlicher Vertreter des Kindes, der
oder dem die Familienzulage ausgerichtet
wird,

g. Stellenbeschreibung,

h. Stellenplan,

2Im Personalmanagement- und Lohnadminist-
rationssystem dirfen inshesondere folgende
Personendaten bearbeitet werden:

a. Name, Adresse, Telefonnummer, private E-
Mail-Adresse, Geburtsdatum und Zivilstand,

lit. b — 0 unverandert.

Fur die Nutzung der kiinftigen HXM-Lésung
benétigen die Anwenderinnen und Anwender
eine E-Mail-Adresse. Diese wird fiir die Zustel-
lung von Informationen aus den Systemen ver-
wendet. In Ausnahmefallen wie z.B. bei Perso-
nen, die keine geschéftliche E-Mail-Adresse
haben, wird die private E-Mail-Adresse bend-
tigt. Dartiber hinaus wird die private E-Mail-
Adresse mit Zustimmung der betroffenen An-
gestellten schon heute fiir die Kommunikation
mit dem Arbeitgeber verwendet. Dies etwa in
der Zeit vor der Erstellung einer geschéftlichen
E-Mail-Adresse (z.B. im Rekrutierungspro-
zess) oder auch die Zeit nach dem Austritt.
Aus diesen Griinden soll die private E-Mail-
Adresse der Transparenz halber als Teil jener
Personendaten genannt werden, die im Perso-
nalmanagement- und Lohnadministrationssys-
tem verwendet werden dirfen.
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

i. Ausbildung und berufliche Laufbahn,

j. Personalentwicklung und -férderung, insbe-
sondere Aus- und Weiterbildung,

k. Absenzen und Urlaube,

. Bezlige der Angestellten, wie Dienstkleider
oder Schlissel,

m. Bewilligungen, insbesondere fiir Nebenbe-
schaftigungen und 6ffentliche Amter,

n. Mitarbeiterbeurteilung,

0. weitere im Rahmen des Personalcontrol-
lings notwendige Angaben.

Abs. 3 — 6 unverandert.

VI. Ferien und Urlaub, Elternschaft, Krankheit,
Unfall und Tod, Militardienst, Schutzdienst und
Zivildienst

B. Urlaub, Abordnungen

Abordnung

Abordnung

§ 93. Abs. 1 unverandert.

2 Abordnungen sind formell zu verfiigen, aus-
genommen solche bis zu fiinf Arbeitstagen
und solche fiir den Besuch von Kursen der in-
ternen Aus- und Weiterbildung.

2 Abordnungen sind zu verfiigen, ausgenom-
men solche bis zu flinf Arbeitstagen und sol-
che fiir den Besuch von Kursen der internen
Aus- und Weiterbildung

Weder rechtlich noch faktisch macht eine Un-
terscheidung zwischen formellen und informel-
len Verfligungen Sinn, weshalb eine redaktio-
nelle Bereinigung natig ist.
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

VIII. Vollziehungsbestimmungen zu weiteren
Rechten und Pflichten

A. Rechte
Mitarbeiterbeurteilung

c. Verfahrensbestimmungen

c. Verfahrensbestimmungen

§ 138. Abs. 1 unverandert.

2 Der Beurteilungsbogen ist von beiden Seiten
zu unterzeichnen. Mit ihrer Unterschrift besta-
tigen die Angestellten lediglich, dass ihnen die
Beurteilung erdffnet und das Gesprach gefiihrt
worden ist. Sie kdnnen eigene Bemerkungen
auf dem Beurteilungsbogen anbringen.

2 Die Angestellten kénnen zur Beurteilung
Stellung nehmen. Sie bestatigen, dass ihnen
die Beurteilung erdffnet und ein Gesprach ge-
flhrt worden ist.

Gestitzt auf § 39 PG und § 136 VVO ist es
wichtig, dass die Angestellten die Beurtei-
lungserdffnung bestatigen, was auch elektro-
nisch erfolgen kann. Eine Unterschrift ist hin-
gegen nicht notwendig.

Abs. 3 unverandert.

4 Der Beurteilungsbogen bildet Bestandteil der
Personalakten. Der beurteilten Person wird
eine Kopie (ibergeben.

Abs. 4 wird aufgehoben.

Dass der Beurteilungsbogen Teil des Perso-
naldossiers bildet, erschliesst sich bereits aus
§ 22 Abs. 2 lit. e VVO. Wird den Angestellten
die Einsicht auf digitalem Weg zur Verfligung
gestellt, ertbrigt sich die Ubergabe einer Ko-
pie.

C. Mitsprache
Sténdige Verhandlungspartner

c. Gemeinsame Bestimmungen

c. Gemeinsame Bestimmungen
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Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

§ 147 f. 1 Die standigen Verhandlungspartner
reichen die Gesuche um Zutritt vier Wochen
vorher dem Personalamt oder der zustandigen
Direktion schriftlich ein. Sie stellen dem Perso-
nalamt eine Kopie des Gesuchs zu.

§ 147 f. 1 Die standigen Verhandlungspartner
reichen die Gesuche um Zutritt vier Wochen
vorher dem Personalamt oder der zustandigen
Direktion ein. Sie stellen dem Personalamt
eine Kopie des Gesuchs zu.

Mit dem Verzicht auf den Begriff «schriftlich»
soll klargestellt werden, dass hier kein Fall des
formellen Verwaltungshandelns mit unter-
schriftsbedurftiger Eingabe vorliegt. Moglich
sind vielmehr auch Gesuche per Mail oder als
Scan.

Abs. 2 bis 4 unverandert.
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Anderung der Verordnung iiber die Nutzung von Internet und E-Mail vom 17. September 2003

Bisherige Regelung

Neue Regelung

Erlauterungen

LS 177.115

Verordnung Uber die Nutzung von Internet und
E-Mail

LS 177.115

Veerordnung Uber die Nutzung von Internet und
E-Mail

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Verordnung uber die Nutzung von Internet
und E-Mail vom 17. September 2003 wie folgt
geéndert:

II. Nutzungsvorschriften

Schriftliche Erklarung

Erklarung

§ 6 " Alle Mitarbeitenden mit Zugang zu Inter-
net oder E-Mail unterzeichnen eine Erklarung,
wonach sie auf die Nutzungsvorschriften auf-
merksam gemacht worden sind und die mégli-
chen straf-, zivil- und personalrechtlichen Kon-
sequenzen eines Missbrauchs von Internet
und E-Mail zur Kenntnis genommen haben.

§ 6. Alle Mitarbeitenden mit Zugang zu Inter-
net oder E-Mail bestatigen, dass sie auf die
Nutzungsvorschriften aufmerksam gemacht
worden sind und die mdglichen straf-, zivil-
und personalrechtlichen Konsequenzen eines
Missbrauchs von Internet und E-Mail zur
Kenntnis genommen haben.

Die Bestatigung kann kiinftig tiber die HXM-
Lésung auch ohne Unterschrift erfolgen, so-
lange eine genlgende Authentifizierung ge-
wahrleistet ist.

§ 6 2Die Erklarung wird im Personaldossier
abgelegt.

Abs. 2 wird aufgehoben.

Das Personaldossier enthélt sémtliche im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsverhaltnis be-
deutsamen Informationen. Dass die Erklarung
im Personaldossier abzulegen ist, kann aus

§ 34 Abs. 1 PG abgeleitet werden.




	Änderung der Personalverordnung, der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz und der Verordnung über die Nutzung  von Internet und E-Mail
	Vernehmlassungsvorlage 21. Juni 2024
	1. Ausgangslage
	1.1. Teilrevision des Verwaltungsrechtspflegegesetzes
	1.2. Projekt Aurora
	2. Anpassungsbedarf beim kantonalen Personalrecht
	2.1. Im Zusammenhang mit der Teilrevision des VRG
	2.2. Im Zusammenhang mit Projekt Aurora
	3. Regulierungsfolgeabschätzung
	4. Zeitplan
	5. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Änderung der Personalverordnung
	Änderung der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz
	Änderung der Verordnung über die Nutzung von Internet und E-Mail vom 17. September 2003


